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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Politik der Entwicklungszusammenarbeit und die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP) der 
Union müssen konsequent und aufeinander abgestimmt sein, sich gegenseitig ergänzen und 
gemeinsam zur Verringerung der Armut in den betroffenen Ländern und zu einer 
nachhaltigen Entwicklung beitragen.

Die EU hat sich verpflichtet, die auf dem Gipfel in Johannesburg festgelegte Nachhaltigkeit 
der Fischerei weltweit zu gewährleisten, indem sie die Bestände auf einem Niveau erhält oder 
wiederauffüllt, das bei nachhaltiger Bewirtschaftung höchstmögliche Erträge gewährleistet.

Die EU hat den „Kodex für eine verantwortliche Fischerei“ der FAO übernommen.

Die Präsenz der EU in entfernten Fanggründen ist ein legitimes Ziel, und es sei daran erinnert, 
dass neben dem Interesse an der Entwicklung der Staaten, mit denen Abkommen 
unterzeichnet werden, auch die Fischereiinteressen der Union geschützt werden müssen.

Das vorliegende Abkommen muss dem Bericht des EP über „einen integrierten Rahmen für 
partnerschaftliche Fischereiabkommen mit Drittländern“ (A5-0303/2003) entsprechen.

Dieses Abkommen muss sich an den Vorgaben aller vergleichbaren Abkommen, die mit 
anderen Ländern dieses Gebiets geschlossen wurden, orientieren und so die regionale 
Entwicklung fördern. 

Im November vergangenen Jahres haben die EG und die Komoren ein neues 
Fischereiabkommen für den Zeitraum 2005-2010 paraphiert, das Fischereifahrzeugen der 
Gemeinschaft Fangmöglichkeiten für Grundfischarten und Thunfisch für eine finanzielle 
Gegenleistung bietet.

Der Vorschlag für eine Verordnung des Rates1 wurde dem Europäischen Parlament zur 
Stellungnahme vorgelegt.

Verglichen mit den vorherigen Fischereiabkommen, die dem Europäischen Parlament 
vorgelegt wurden, enthält dieses Abkommen weiterhin unsere aufeinanderfolgenden 
Vorschläge nicht, worin dargelegt wurde, dass Fischereiabkommen spezifische Maßnahmen 
zur Förderung der von der Fischerei lebenden einheimischen Bevölkerung vorsehen müssen.

Das Abkommen wirft außerdem die Frage auf, für welchen Zweck die im Protokoll im 
Anhang zu dem Rechtstext vorgesehene finanzielle Gegenleistung bestimmt ist. Dabei werden 
wir dieses Mal jedoch über den Verwendungszweck nicht informiert. Der Grund dafür ist 
möglicherweise der geringe Betrag, um den es dabei geht (390.000 Euro jährlich für sechs 
Jahre). Der für die Anwendung des Abkommens zuständige Gemischte Ausschuss wird durch 
ein mehrjähriges Sektorales Programm, das drei Monate nach Inkrafttreten des Abkommens 
fertiggestellt sein muss, beschließen, wofür die Mittel verwendet werden. Wir hoffen sehr, 
dass der Gemischte Ausschuss dabei die gegenseitige Ergänzung von Fischerei- und 
Entwicklungspolitik nicht vergisst und somit Mittel für die Förderung der von der Fischerei 

  
1 KOM(2005) 0187
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lebenden Küstenbevölkerung vorsieht.

Gegenüber dem vorherigen Abkommen, das im Jahr 2004 abgelaufen ist, hat sich die 
vorgesehene jährliche Gegenleistung um 40.000 Euro erhöht. 57 Fischereifahrzeuge dürfen 
Fischfang betreiben, wovon 40 auf den Thunfischfang und 17 auf den Fang von 
Grundfischarten entfallen (dies ist eine Verringerung um 8 Fischereifahrzeuge gegenüber dem 
vorherigen Abkommen). Der Entwicklungsausschuss begrüßt den Bewertungsbericht, den die 
Kommission über das vorherige Abkommen vorgelegt hat. Er ermöglicht es uns, einige 
Schlüsse hinsichtlich der Effizienz unserer Fangtätigkeit zu ziehen.

Ohne eine solche Bewertung könnten wir uns fragen, warum wir mehr Mittel zahlen sollen, 
wenn weniger Fischereifahrzeuge in Gewässern der Komoren Fischfang betreiben dürfen. 
Doch dann ist dem Bericht zu entnehmen, dass von den 25 Grundfischfängern, die Fischfang 
betreiben dürfen, nur sieben Fanglizenzen beantragt haben und nur einer sie tatsächlich 
genutzt hat und nur einen einzigen Monat lang Fischfang betrieben hat. 

Somit stellt sich eine andere Frage, nämlich welches Interesse hat die EU, auf dieser Art der 
Fischerei zu beharren? Geht es dabei um eine Reserve für den Fall, dass Fischbestände aus 
Nachbargewässern verschwinden? Ist dies ein indirekter Weg, um zur Festigung der 
Demokratie auf den Komoren beizutragen?

Der Entwicklungsausschuss unterstützt alle Anstrengungen, die den Komoren bei der Lösung 
ihrer politischen und wirtschaftlichen Probleme und bei der Verringerung der Armut 
behilflich sind. Aus diesem Grund fordert er, die traditionelle Fischerei und die Errichtung 
von kleinen Fischkonservierungs- und -verarbeitungsindustrien an Land in allen 
Entwicklungsländern, mit denen wir Fischereiabkommen unterzeichnen, zu fördern.

Es sei erneut an die Worte des niederländischen Ministers für Entwicklungszusammenarbeit 
als amtierender Präsident des Entwicklungsrates von 2004 erinnert: „Wir schließen 
Fischereiabkommen mit Afrika, aber wir schenken der einheimischen Fischereiindustrie und 
der nachhaltigen Bewirtschaftung der Fischbestände zu wenig Beachtung. Außerdem hat die 
EU vor Ort immer noch keine effektive Harmonisierung und Koordinierung erreicht.“

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Fischereiausschuss, folgende 
Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:
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Vorschlag der Kommission1 Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 4 a (neu)

(8a) Die finanzielle Gegenleistung der EG 
muss auch für die Förderung der von der 
Fischerei lebenden Küstenbevölkerung und 
die Gründung kleiner einheimischer 
Fischkonservierungs- und 
-verarbeitungsindustrien verwendet 
werden.

  
1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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